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Teilnehmer an der Österreich - Rundfahrt beim Bürgermeister

Bürgermeister Dr . h . c . Koör .er empfing heute vormittag in
Anwesenheit von Stadtrat Br . Matejka eine Abordnung der Radfahrer,
die morgen an der ersten großen Österreich - Rundfahrt durch die
Bundesländer teilnehmen werden . Der Bürgermeister gab seiner
Freude Ausdruck , daß er neben den besten Österreichern auch die
Teams Frankreichs und Italiens in Wien begrüßen kann . Nach der
Vorstellung der einzelnen Meister des Radsportes durch den Vize¬
präsidenten der österreichischen Radsportkommission , Hanakamy «
wünschte der Bürgermeister den Teilnehmern einen angenehmen Auf¬
enthalt in Wien und besten sportlichen Erfolg.

Nach dem Empfang führte Stadtrat Dr . Matejka die Gäste in
die Johann Strauß - Ausstellung und zeigte ihnen in den Städtischen
Sammlungen einige Bilder , die berühmte Sportrepräsentanten Öster¬
reichs darstellen.

Das wandernde Podium

Unter den verschiedenen technischen Ausrüstungen der Rat¬
hausverwaltung befindet sich seit einigen Monaten auch eine zer¬
legbare Tribünenanlage , die sich schon bei vielen Yeranstaltungen
bestens bewährt hat . Ursprünglich war es nur ein bescheidenes
Podium , das bei besonderen Anlässen auf dem Rathausplatz aufge¬
stellt wurde.

Mit dem Heranwachsen der Großveranätaltungen vor dem Rat¬
haus kam man auf die Idee , die Konstruktion des Holggerüstes zu
verbessern und zu vergrößern . Nicht zuletzt bewirkten diesen Ent¬
schluß auch die vielen Ansuchen anderer Korporationen um die Ver¬
leihung des Podiums . So wurde aus dem kleinen Podium eine große
Praktikabeltribüne , die man mittels Lastkraftwagen in kürzester
Zeit an Ort und Stelle bringen kann . Der 280 Quadratmeter bedeckende
Holzbau läßt sich mit geringen Arbeitskräften in wenigen Stunden
aufbauen und Zusammenlegen.
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Die Tribüne mit ihren 2000 bequemen Sitzplatzen fand bishe

schon bei vielen Großveranstaltungen , wie die Radrennen ums Rat¬
haus , dem Blumenkörbe, * bei Festen in Schönbrunn und anderswo,
volle Anerkennung der Zuschauer.

Sitzung des Wiener Landtages

Der Wiener Landtag trat heute vormittag unter dem Vorsitz
des Präsidenten Marek zu einer Sitzung zusammen . Zu Beginn verlas
der Vorsitzende einen Antrag des Abg . Dr . Kresse ( ÖVP ) auf Ab-
— -2un ^ des Gesetzentwurfes betreffend die Änderung einiger Be¬
s t immungen der Bauordnu ng für Wien ( Enteignungsgesetz ) von der
Tagesordnung , Als Begründung 'wurde angeführt , daß verschiedene
rechtliche Voraussetzungen nicht gegeben sind , verfassungsrecht¬
liche Bedenken bestehen und wesentliche Formvorschriften verletzt
wurden.

Uber diesen Antrag wurde sofort abgestimmt . Da nur die
övp . - Abgeordneten für ihn . stimmten , war er somit abgelehnt.

Über den ersten Punkt der Tagesordnung , die Geaetzesvorl-
über die Widmung von Strafgeldern wegen Übertretung von Wiener
Rechtsvorschriften referierte Stadtrat Resch ( SPÖ ) . Gegenwärtigfließen alle Gelder aus von den Polizeibehörden verhängten
Strafen auf Grund des seit 1940 geltenden Eeichs - Polrzeikosten-
gesetzes dem Bund zu . Vor 1938 waren jedoch die Verhältnisse so,daß di ® Strafgelder auf Grund eines Landesgesetzes dem Wiener Arme
fonds zugute kamen . Der Bund beabsichtigt zwar eine Neuregelung,doch soll diese erst am 1 . Jänner 1950 in Kraft treten.

Um nun diese Gelder wieder für Fürsorgezwecke verwendenzu können , soll das vorliegende Gesetz dienen.
Die Gesetzesvorlage wurde in erster und zweiter Lesungohne Debatte angenommen.
Hierauf gelangt das Gesetz über die Vornahme der Wahl in

äsiLGeineinderat im Jahre 1040 , das bereits am 21 . Juni verabschie¬
det

worden war , erneut zur Behandlung . Wie der Berichterstatter.- adtrat Afritsch ( SPO ) ausführt , wären nach dc-m ersten Gesetzes-oschluß die Mitglieder des Gemeinderates nach Wahlbezirken zuWahlen S ewesen ! die sich mit den Wiener Gemeindebezirken decken.
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Die Aufnahme dieser Bestimmung entsprach der .jahrzehntelangen Tra¬
dition der Gemeinderatswahlen , Jeder Wiener ist mit seinem Bezirk
innig verwurzelt und auch die Gemeindeverwaltung basiert auf der

Bezirkseinteilungo Das Bestehen der Bezirkskcmmaiidanturen spricht
überdies dafür , daß auch die Alliierten die vernünftige und logi¬
sche Bezirkseinteilung anerkannt haben . Wenn der Landtag und die
Wiener Bevölkerung nunmehr unter Ausnützung einer Zwangslage dazu
gezwungen werden sollen , bei den kommenden Wahlen ebenso wie im
Jahre 1945 ihre Gemeinderä + e nach den sieben Nationalratswahlkrei—
sen zu wählen , so bedeute dies ein Abgenen von dem Wahlvorgang
während der demokratischen Ära in Österreich , da damals in Wien
immer nach Bezirken gewählt wurde . Für die Gemeinderatswahl ist
aber die alliierte Genehmigung eines Bundesverfo .ssungsgesetzes
über die Durchführung von Wahlen in Niederösterreich und Wien Vor¬
aussetzung e Dieses Gesetz hat aber nur Aussicht auf einstimmige
Genehmigung , wenn die Wiener Wahlgesetze von der oezirksweisen
Wahl abgehen . Damit entfallen auch in diesem Jahre die Wahlen der
BezirksVertretungen , da diese unlesbar mit der künftigen Einteilung
des Stadtgebietes verbunden s ;Li,d „

Eine Volksabstimmung in Wien , schloß Stadtrat Afritsch . würde
ergeben , oaß die überwältigende Mehrheit der BevÖj _ice 2 *un 1 den vor
einem Monat beschlossenen Wahlgesetz den Vorzug gegeben hätte , Mit
dem neuen Gesetz wird der Demokratie nicht geh WV fern jedoch der
Wille der Bevölkei *ung nach Erlangung der Freiheit und Unabhängigkeit
bestärkt . Mit innerem Protest und mit dem heißen Wunsche , daß der
Staatsvertrag endlich zustande komme , um auch die Wiederholung
solcher der Demokratie nicht förderlicher Beschlüsse zu beseitigen
mogu der Wiener Landtag auch dem neuen Gesetz seine Zustimmung
geben.

Abg . Dr . Al tma nn ( KPÖ ; erklärt , diese zweimalige Behandlung
des Wahlgesetzes hätte vermieden werden können , wenn man bei der
Beschlußfassung im Juni gemäß seinem Vorschlag die Wahlen nach
Wahlkreisen wie im Jahre 1945 vorgesehen hätte . Es handle sich dabei
nicht so sehr um eine Frage der Wahlarithmetik als vielmehr um eine
Frage der Demokratie . Eine Verkleinerung der Wahlkreise hätte das
Prinzip der Gleichheit jeder Wahlrclmne verletzt , Dieser Vorschlag
war darauf gerichtet , die Demokratie zu . verfälschen und die Wahl¬
aussichten für die herrschende Partei zu vergrößern . Die Behauptung
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des Chefredakteurs der "Arbei ter - Zei tung "
, bei der Frage der Wahl¬

kreise inte ilung gehe es um das Grundmandat der Kommunistischen
Partei , sei eine Lächerlichkeit . Die Kommunisten würden , sagte
Abg . Dr . Altmann , nicht in einem sondern in vielen Wahlbezirken
zweifellos ein Grundmandat bekommen . Oskar Pollak zweifle aber
offenbar , ob bei einer Wahl nach demokratischen Prinzipien die
Mehrheit in diesem Hause gehalten werden kann . ( Abg . Erwin Bock
( SPÖ ) 2 Las würde Sie freuen ? Schämen Sie sich ! ) Die Sozialisten
hätten für die Wahlen nach Bezirken nur darum gestimmt , weil dies
die Aussichten der kleineren Parteien wesentlich verschlechtert
und jene der Mehrheitspartei außerordentlich vergrößert hätte.

Abg . Seifert ( OVP ) bezeichnet es als tief bedauerlich,
daß es den sechs Männern der Kommunistischen Partei gelungen ist,
einen Beschluß des Gemeinderätes umzustoßen , der mit großer Mehr¬
heit gefaßt wurde . Es sei eine sonderbare demokratische Arithmetik
and ein schwarzer Tag in unserer Demokratie , wenn 94 freigewählte
Mandatare vor 6 Mandataren kapitulieren müssen . Es sei zu hoffen,
daß diese UnterdrückSetzung einer überwältigenden Mehrheit durch
ü' ine verschwindende Minderheit zum ersten und zum letzten Male in
diesem Hause vorgekommen sei . Wir von der ÖVP stimmen für dieses
Gesetz , damit die Wahlen am 9 . Oktober durchgeführt werden können,
hoffen aber , daß der nächste Landtag nach rein demokratischen Prin
zipien arbeiten wird und wir nie mehr in die Lage kommen , Beschlüs¬
se zu fassen , wie wir heute einen fassen müssen . ( Beifall bei der
ÖVP .. )

Abg . Lötsch ( SPÖ ) : Wie unfrei und ohnmächtig wir noch immer
sind , zeigt der Umstand , daß gegen einige Bestimmungen des am 21.
Juni beschlossenen Gesetzes seitens einer alliierten Macht ein
Einspruch erhoben wurde . Warum das geschah , ist nicht leicht ver¬
ständlich . Man sollte meinen , den Alliierten sollte es ganz gleich¬
gültig sein , wie und wo die Wähler ihre Stimmen abgeben . Das ist
ome rem österreichische Angelegenheit . ( Lebhafte Zustimmung bei
den Mehrheitsparteien . ) Wir stehen auf dem Standpunkt , daß man
uns hier nichts dreinreden soll . Bedauerlich ist es , daß die Be¬
zirksvertretungen nicht gewählt werden können . Der Demokratisierungder Verwaltung ist seitens der Kommunistischen Partei durch ihr
Vorgehen kein gu. ter Dienst erwiesen worden , und die Bevölkerungwird zur gegebenen Zeit dieser Partei die entsprechende Antwort
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gehen . Die Ursache für das Verhalten der KP ist , daß sie so klein
ist und um ein Grundmandat besorgt sein muß . ( Zustimmung bei den
Parteigenossen . ) Wir haben in der letzten Zeit sehr oft wahrnehmen
können und müssen es bedauern , daß die Kommunistische Partei in
diesem Hause nicht immer eine österreichische Politik betrieben
hat , sondern eine Politik im Aufträge einer ausländischen Macht.
Die Bevölkerung wird dafür sorgen , daß der Wunschtraum des Abg.
Br . Altmann nicht in Erfüllung geht , daß die KPÖ stärker als bis¬
her in diesen Landtag einziehen wird . Wir werden für diesen Gesetz¬
entwurf stimmen . ( Beifall bei den Sozialisten . )

Vizebürgeimeister Honay ( SPÖ ) ; Ber zur Beratung stehende
Beschluß steht einzig in der Geschichte dieser Stadt da . Er bedeu¬
tet für uns , die wir wirkliche Bemokraten sind , ein Oktroi , das
der Demokratie ins Gesicht schlägt und sie öffentlich schändet.
Es ist noch nie in der Geschichte einer Volksvertretung vorge¬
kommen , daß sie durch äußere Einflüsse gezwungen worden wäre , den Wün
sehen . .von 6. . Prozent der Mitglieder Rechnung zu tragen . ( Zustimmungbei den Mehrheitsparteien . ) Bas ist für die Demokratie beschämend.

Es geht hier nicht um so große Dinge , wie etwa Fragen des
StaatsVertrages , sondern es geht um das Grundmandat der Kommunisten.
( Erneute Zustimmung . - Widerspruch bei den Kommunisten . ) Es geht
weiter um die Reststimmen . Daher mußte heute der Wiener Landtag
zusammentreten und sich neuerlich mit diesem Gesetz befassen.
( Zwischenrufe ; Beschämend ! ) Wenn dio große mächtige Sowjetunion
diesen Einspruch gemacht hat , so ist sie zur Helfershelferin der
kleinen , ohnmächtigen Kommunistischen Partei Wiens geworden . Wir
empfinden diesen Einspruch , gleichviel von welcher Seite er gekommenist , als Faustschlag in das Antlitz der Demokratie ! ( Lebhafte
Zustimmung . )

Ich will nicht untersuchen , oh die KP Wiehs si ch hinter
ihre ausländischen . Auftraggeber gestellt hat . Aber sie hat erfahren,daß hier ein Einspruch erfolgen wird , und wir hätten erwarten müs¬sen , daß die Vertreter der KPÖ in diesem Hause dieser Besatzungs-
Ek .cht begreiflich machen , was Demokratie heißt , und daß sie dafür
hätten Eintreten müssen , daß kein Einspruch erfolgt.
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Der Viz ebürgermeister verweist darauf , wie die KPÖ die Nutz¬
nießerin der Demokratie ist , da sie , ohne proporzmäßig Anspruch
darauf zu haben , ein sehr wichtiges Referat zugeteilt erhielt und
m allen maßgebenden Körperschaften vertreten sei . Er komme immer
mehr zu der Meinung , daß der KPÖ die Demokratie nur Mittel zum
Zweck sei.

Die KP verdankt den Machthabern in Moskau einen Sieg . Aber
wenn die Scham für die Kommunisten in diesem Hause nicht ein unbe¬
kannter Begriff ist , müßten sie beim Verlassen dieses Saales die
tiefe Erniedrigung empfinden , die den Volke von Vien mit diesen De.
setz zugefügt wird . Uns Sozialisten ist um den Wahlausgang nicht
bange . Wir wissen , daß das , was heute der KP in diesem Hause gelungen
ist , ein Pyrrhus - Sieg bleiben wird . Wir sind überzeugt , daß die
Sowjetunion , die sich immer als eine Vereinigung der freiheitslie¬
benden Völker bezeichnet und das Selbstbestimnungsrecht der Völker
auf ihre Fahnen geschrieben hat , wenn sic diesen Einspruch gemacht
hat , weder der Demokratie noch der KP einen guten Dienst erwiesen
hat . Bas wird sich auch sehr deutlich am 9 . Oktober erweisen.
Mögen die Kommunisten heute aus diesem Hause gehen belastet mit
dem Schandmal der Vergewaltigung von 94 Prozent . Wir können
bedauern . Ich bin überzeugt , daß am 9 . Oktober das Volk von
der Kommunistischen Partei die richtige Antwort geben wird.
Beifall bei den Parteigenossen . )

sie nur
Wien

( Sta,rker

^ Is Nächster Redner sprach Abg . Lauscher ( KPÖ ) . Während
seiner Ausführungen kan cs wiederholt zu stürmischen Protestkund¬
gebungen und Zwischenrufen . Zeitweise äußerte sich die Entrüstungder beiden anderen Fraktionen so stark , daß die Worte des Redners
nicht mehr gehört werden konnten . Der Vorsitzende mußte Abg . Lauscher
mehrmals ersuchen , zur Sache zu sprechen.

Gleich zu Beginn der Rode des Abgeordneten kam es zu empörten
rotestrufen , als er erklärte , seine Vorredner setzten die Ver¬

leumdung skanpagne gegen die Sowjetunion und die Kommunistische
Partei fort.

Die schmutzige Fahne des Antikommunismus , erklärte der
Redner , werde überall dort aufgepflanzt , wo die arbeitende Bevöl¬

kerung
antidemokratischen Zwecken vorgespannt werden soll . Nun soll

^ kommunistische Kotze die Bevölkerung vom Bankrott der Re¬
gierungsparteien ablenken . Die Antwort darauf wird die Bevölkerung
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an 9 . Oktober geben , denn seit 1945 hat sich die Lage grundlegend
geändert . ( Zwischenrufes Aber zu euren Ungunsten ! ) 1945 haben die
Menschen , Arbeiter und Angestellten , Handwerker und Intellektuellen
noch aus Tradition und in guten Glauben den alten Regierungsparteien
ihre Stinnen gegeben . 1949 aber steht es für jeden Österreicher
fests die beiden alten Parteien gehen den alten Weg des Verhäng¬
nisses in die Katastrophe.

Der Redner wendet sich dagegen , daß die Wahlen nach Wahl¬
kreisen undenokratischer sind als die bezirksweisen Wahlen . Zu den
Wahlen in die Bezirksvertretungen stellt er fest , daß die Konnuni-
stische Fraktion inner eine Erweiterung der Kompetenzen der Be¬
zirksvorstehungen vorgeschlagen hat . Dies wurde aber von der Sozia¬
listischen Partei abgclehnt.

Zun Schluß betonte der Redner , wieder unterbrochen von pro¬
testierenden und ironischen Zwischenrufen , daß die Entscheidung beim
Wiener Volk liege . Seine Partei freue sich , Rede und Antwort zu
stehen und Rechenschaft über das , was sie in den letzten Jahren ge¬
leistet hat , abzulegen.

Das Schlußwort hat Stadtrat Afritsch . Er wandte sich vor
allen dagegen , daß von konnunistischer Seite inner von den beiden
Regierungsparteien gesprochen wird . In der Wiener Landesregierung
sind aber nicht zwei sondern drei Parteien vertreten . ( Beifall und
bejahende Rufes Sehr richtig ! )

Stac . trat Afritsch stellt weiter fest , daß wenn sich die
Alliierten nicht cingenischt hätten und die Wahlgesetze so in Kraft
getreten wären , wie sic von Landtag beschlossen wurden , auch die
Bezirksvertretungswahlen stattgefunden hätten . Es erscheine . . demo¬
kratisch , erklärte der Stadtrat , wenn freigewähltc Abgeordnete Be¬
schlüsse fassen . Wenn aber unter den Zwang der Alliierten Beschlüsse
gefaßt werden müssen , scheint dies wohl weniger demokratisch zu sein,
- r gab seinen Wunsch Ausdruck , daß in Hinkunft kein Gesetz mehr in
dieser Art beschlossen werden muß.

Auf die kommunistischen Argumentationen von "demokratisch
und undenokratisch " eingehend , stellte Stadtrat Afritsch diese Be¬
griffe gleichfalls zur Debatte . Er führte als Beispiel an , daß wir
heute noch kommunistische Bürgermeister in Niederösterreich haben,
die nicht ;einnal 5 Prozent der Stimmen der Bevölkerung bekamen.
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Bc-r Redner wandte sich auch scharf - gegen die ständige Berufung der
komnunistischen Fraktion auf Tote und deren Leistungen , während
sie diese bei Lebzeiten angegriffen haben.

Abschließend stellte - Stadtrat Afritsch fest , daß der vor¬
liegende Gesetzentwurf deshalb heute beschlossen werde , damit die
Wahlen durchgeführt werden könAen . Dies ist wohl kein Zeichen von
Angst . ( Beifall ' bei * den Parteigenossen . )

Das Gesotz wurde daraufhin in erster und zweiter Lesung an¬
genommen.

Über Antrag des Stadtrates Afritsch hat der Landtag noch
beschlossen , den Landeshauptmann damit zu beauftragen , dieses Ge¬
setz nicht zu verlautbaron , wenn das Gesetz in der ersten Fassung
noch die Zustimmung der Alliierten finden sollte.

Über die Aufnahme neuer Enteignungsbestimmungen in die Wiene r
Bauordnung berichtet gleichfalls Stadtrat Afritsch ( SPÖ ) . Er stellt
fest , daß der Gemeinde ein entsprechendes Enteignungsrecht zur Ver¬
fügung stehen müsse . Das im Jahre 1929 beschlossene Enteignungs¬
gesetz zu Wohn- und Assanierungszwecken reiche für die Ziele nicht
aus , die sich eine moderne Stadtplanung zur Beseitigung der weit¬
gehenden Kriegsschäden stecken mußte . Der Österreichische Städte¬
bund hat daher einen diesbezüglichen Gesetzentwurf ausgearbeitet
und der Bundesregierung vorgelegt . Dieser Entwurf blieb aber im
Wohnhaus - Wiederaufbaugesetz 1948 völlig unbeachtet . Eine pflicht¬
bewußte Verwaltung einer durch den Krieg schwer getroffenen Groß¬
stadt konnte daher nicht mehr länger zuwarten.

Das neue Enteignungsgesetz soll die Bebauung unbebauter,
aber anbaureifer Gründe sicherstellen , die Beseitigung von das
Stadtbild verunstaltenden Objekten ermöglichen , die Wiederbebauung
von Liegenschaften in die Wege leiten , auf denen Gebgude durch
Kriegseinwirkungen zerstört wurden , und die Voraussetzung für die
Verlegung von kriegszerstörten Industrien aus Wohngebieten in
die Industriegebiete schaffen.

Abg . Kammermayer ( ÖVP ) erklärt , das vorliegende Gesetz
gebe Anlaß zu schweren Bedenken und scharfer Kritik , Die Besitzer
von kriegsbeschädigten oder zerstörten Häusern sollen jetzt neben
dem Besitz noch ihren Grund verlieren . Nach der Vorlage könnte die
Gemeindeverwaltung vier Fünftel der Wiener Häuser als " nicht ent¬
sprechend verbaut " bezeichnen und somit enteignen . Die meisten
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Hauseigentüner wären somit Eigcntünc - r -auf Abruf , Eigentümer von
der G-emeinde Gnaden . Damit wäre der Willkür Tür und Tor geöffnet,

Die Städteplanor müssen sich nach den Gegebenheiten der
Stadt richten . Wien ist organisch gewachsen und ist eine alte
Stadt . Auch Rom ist nicht an einem Tag erbaut worden , Wenn die
Städteplaner jetzt mit Lineal und Zirkel an die Arbeit gehen , so
erinnert das sehr stark an Hitlernothoden.

Den Mangel an Kapital für den Wiederaufbau könne auch durch
die Enteignung nicht abgcholfen werden . Die Besitzer von zerstörten
Häusern sind nicht schon deshalb Saboteure , weil sie aus den Wie —
deraufbaufonds vorläufig keine Mittel erhalten können . Es sei aber
gerade in den letzten Monaten eine erfreuliche Y/i oderauf baut ätig-
keit festzustellen gewesen . Vielfach hat auch der " heilige Bürokra¬
tius daran schuld , daß nicht schon mehr gebaut wurde . ( Abg . Erwin
Bock ( SPÖ ) s Das ist die Schuld des Handelsministeriums ! )

Die schwersten Bedenken gegen diesen Gesetzentwurf sind
jedoch verfassungsrechtlicher Natur . Hier geht es um Fragen , die
nicht mehr die Bauordnung betreffen , sondern um Angel egenheiten,
die der Gesetzgebung des Bundes unterliegen.

Die Volkspartei lehne das neue Enteignungsgesetz ab , weil
es den verfassungsrechtlich gewährleisteten Prinzip der Unverletz¬
lichkeit des Eigentums widerspreche , weil das Assanierungsgesetz
vom Jahre 1929 genug Handhabe für Enteignungen gibt , weil es nicht
im Ermessen eines Landes liegen kann , so schwerwiegende Eingriffe
in das Privateigentum vorzunehmen , und weil schließlich die Ent¬
eignung eine Angelegenheit der Volksvertretung d. es Bundes , somit
des Parlamentes ist.

Abg . Maller (KPÖ ) begrüßt namens seiner Fraktion dieses
Gesetz . Er gibt der Hoffnung Ausdruck , daß es auch tatsächlich
angewendet , von seinen Bestimmungen im Interesse der Schaffung
von Wohnraun großzügig Gebrauch gemacht und die Verlängerung der
Bauvollendungsfrist besonders bei den kleinen Leuten gewährt werden
möge . Seine Partei hoffe , daß dieses Gesetz nicht nur als optisene
Maßnahme für die Bevölkerung vor den Wahlen gedacht sei , sondern
auch wirklich durchgeführt werde . Wenn die " Partei der Zinsgeier"
durch den Abg . Kammermayer erklären ließ , dies sei ein harter
Bissen , sei ciios zuzugeben . Aber nur so sei es möglich , daß die
Gemeinde Wien die Grundstücke bekommt , die sie zur Schaffung von

/
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Wohnraum benötigt . Die Vertreter der Zinsgeier haben in diesem
Hause wiederholt heuchlerisch erklärt , daß auch sie endlich für
den kommunalen Wohnhausbau seien . ( Abg . Kresse : Dann ist die Ge¬
meinde Wien auch ein Zinsgeier , weil sie mehr als Private ’ - o - -
iangt ! Nicht einmal mehr die Reparaturen an den Häusern können
gemacht werden ! ) Wer gegen diese Änderung der Bauordnung ist,der ist gegen den kommunalen Wohnhausbau . ( lebhafter Widerspruchbei der ÖVP . ) Der bisherige kommunale Wohnhausbau war sehr unge¬nügend , und wir knüpfen an dieses Gesetz die Hoffnung , daß hier
energisch Renedur geschaffen wird.

Der Redner schildert das Wohnungselend in Wien unter be¬
sonderer Anfuhrung der Häuser Auhofstraße 122 bis 132 in 13 . Ge-
neindebezirk , wo , wie er mit Lichtbildern belogt , krasse Mißständ
herrschen . ( Abg . Kresse : Dafür sind Ihre Parteilokale in den Villund die armen Teufel müssen in den Kellern wohnen ! Zwischenrufbei der ÖVP : Wie ist es denn in Rußland ? ) Meine Partei , schließt
der Redner 9 stimmt für dieses Gesetz.

Abg . Dr . Ing . Hcngl ( ÖVP ) stellt den Antrag , den Gesetz¬
entwurf an die Wiener Landesregierung zur neuerlichen Bearbei¬
tung zurückzuverweisen . Er begründet dies damit , daß einige zwin¬
gende Rechtsvorschriften , insbesondere diVorlage an die ^ and-
wirtSchaftskammer , nicht eingehalten wurden und dadurch schwere
verfassungsrechtliche Bedenken ausgclöst würden . Zu dem Vorwurf’
des Abg . Maller , Abg . Kanmernayer habe die Zinsgeier verteidigt,stellt er fest , auch die ÖVP stehe auf dan Standpunkt , daß dasGe samtint ere s s O/tiber das Einzelinteresse zu stellen ist und das
öffentliche Wohl über dem Wohl des einzelnen steht . Sie sei dahe ~-
in allen jenen Fällen , wo ein Notstand vorliege , für ein ZurückA
s eilen der Einzelinteressen . ( Beifall bei den Parteigenossen . )r meint jedoch , dazu hätten auch die Bestimmungen des Assanierungsesetzes genügt und es wäre nicht notwendig , der Landesregierung61116 Blai * «Vollmacht auszustellen . Vom Standpunkt der Landwirt -

"

Schaft sei der Gesetzentwurf , wie Redner im einzelnen ausführtunanneh nber . *
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Ej * verweist auf die Folgen -, die sich durch Enteignungsmaß-
nahmen für die Landwirtschaft , so im besonderen für die Milch¬
meier , die Gärtner und Weinbauer , ergeben können , und erklärt,
die Rückverweisung müsse beantragt werden , la sowohl für die
Landwirtschaft als auch für das Gewerbe schwere Schädigungen
entstehen könnten . ( Beifall bei der ÖVP . )

Stadtrat Thaller ( SPCf wendet sich zunächst gegen die
Ausführungen seines Vorredners und stellt fest , daß bei diesem
Gesetz niemand daran denkt , die Ack <ärgründe draußen in den Rand-
gimemden zu enteignen . Er betonte weiter , daß die Bevölkerung
eher darüber beunruhigt ist , daß dir - ses Gesetz nicht schon lange
beschlossen wurde . ( Beifall bei den Sozialisten . ) Bas Gesetz
will ja nichts ungeheuerliches . Es sollen nur baureife Gründe
ihrem bestimmungsgemäßen Zweck zugeführt werden , damit die
Ruinen beseitigt werden können , die eine ständige Gefahr bilden.
Bas Gesetz wurde auch als legislative Fehlinvestition bezeichnet
Aber wäre es nicht eher eine Fehlinvestitiongwenn baureife
Gründe weiter ungenützt gelassen würden ? Vor der Stadt Wien
stehen große Aufgaben . Bie Schäden des Bombenkrieges und die
Vernachlässigung aller Vorsorge zur Erhaltung des Wohnraumes
müssen behoben werden . Eine vollständige Neuplanung unserer
Stadt ist notwendig geworden , Ba rum muß einmal - die notwendige
Schlußfolgerung gezogen werden , denn die gesetzlichen Bestimmun¬
gen reichen nicht aus ; es müssen einfachere und raschere Hand¬
haben gegeben sein . Alle Rechtsgarantien müssen selbstver¬
ständlich gewahrt bleiben , aber die Gemeindeinteressen auch
den anderen vorangehen.

Stadtrat Thaller ging dann auf die bisher bestehenden
unzureichenden Gesetze näher ein , die alle kein geeignetes
Instrument bilden , um die großen Aufgaben zu bewältigen.
Jeder Eigensinnige hat gegenwärtig die Möglichkeit , einen
wiiklichen Fortschritt zu verhindern . Außerdem sind viel zu
lange Fristen festgesetzt . Erst nach dreieinhalb Jahren kann
das Enteignungsverfahren eingeleitet werden , das selbst wieder
ein weiteres halbes Jahr dauert . Schließlich muß ein baureifes
Objekt mit dem Nachweis der finanziellen Burchführbarkeit vor¬
liegen.
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Es gibt auch eine Reihe von Enteignungsmöglichkeiten , die
m Österreich noch inner Recht und Gesetz sind , die aber aus
der Nazizeit stannen . Einige Bundesländer haben sie auch ange¬wandt . Die Stadt Wien hat dies nie getan.

Die Zerstörungen des Krieges stellen alle Städte , die
grossen und die kleinen , vor gewaltige Aufgaben . Leider hat je¬doch das Wohnhauswiederaufbaugesetz nehr ajs drei Jahre auf sich
warten lassen und wurde erst auf das Drängen der SPÖ gegen Wider¬
stande bei der ÖVP beschlossen . Auch der Städtebund hat der Re¬
gierung einen Entwurf für ein Enteignungsgesetz vorgelegt . In
Wohnhauswiederaufbaugesetz fehlt jedoch jede Bestimmung,. dass
nan zun Wiederaufbau gezwungen werden kannte . Bei den Vorliegensolcher Tatsachen konnte es nicht so weitergehen . Nicht Machtge-luste haben die Mehrheit dieses Hauses dazu bewogen , dieses
Gesetz den Landtag vorzulegen , sondern ein wirkliches Verant¬
wortungsgefühl für die Stadt und der Hangelnde Wille zu anen
Enteignungsgesetz , den nan bei der ÖVP feststelxen nusate.

Wien braucht dieses Gesetz dringend , denn die Wohnungs¬not wird von Tag zu Tag grösser . Die Gerichte in Wien vermehrendie Obdachlosigkeit durch ihre Sprüche -. außerordentlich . Die
Praxis der Wiener Gerichte in Kündigungsangelegenheiten ist . einoffener Skandal , den nan anprangcrn/iuss . ( Stürmischer Beifall beider SPÖ . ) Es wird keine Rücksicht auf die Not dieser stad * —
nennen . Wenn die bestehenden Merkmale , einer Kündigung nicht

“
be¬stritten werden , spricht der - Richter die ' Kündigung aus , ohne Hück-sic aui irgendwelche Härten zu nehmen . Auch die Gefälligkeits¬

delogierungon und Gefälligkeitsgutachten privater Baumeisternäinen überhand . Damit wird nutwillig Wohnraun zerstört . E s aibtalle , m denen Hausherren ihre Wohnungen mutwillig devastierenamt sie nicht bewohnbar werden . Bei allen Anstrengungen derStadt zu bauen stösst nan auf Hindernisse . Die Baugründe der Ge-ncin e schneizen von Tag zu Tag zusamen , die Aufschliessungskosten
eßene GrUnde nüssen jedoch erspart werden , danit nehr ge-

zwl
WCraen kann ' Wlr brauchen dringend Wohnungen und wir nüssen

zweckmässig bauen können , darum dieses Gesetz.
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Der vorliegende Entwurf schafft aber nicht nur Voraus¬
setzungen für eine zweckmäßige öffentliche Bautätigkeit , sondern
auch die Voraussetzungen für privates Bauen . Das G e setz will
ja die Enteignung für jedes Bauen durchführen . Das Enteignungs¬
recht steht nicht nur der Gemeinde zu.

Stadtrat Thaller wendete sich dann gegen die Angriffe,
daß die Sozialisten ihre Versprechungen nicht einhaiton . Wenn
man 1 ^ 45 und 1946 ausschaltet , weil es damals unmöglich war
zu bauen , so wurden 14 « 000 GemeindeWohnungen wieder aufgebaut.
5000 neue Wohnungen sind im Bau.

Schließlich bemerkte der Stadtrat , man könne nicht ruhig
zuschauen , wie der Ruf unserer Kulturstadt umschlägt in den
Ruf einer Ruinenstadt . Er nahm in diesem Zusammenhang scharf
gegen den mißbräuchlich angewandten Denkmalschutz Stellung.
Was ein wirkliches Kulturdenkmal ist , soll erhalten bleiben . Alles
andere aber , muß niedergerissen werden . ( Lebhafter Be ifall
bei den Sozialisten . )

Zum Schluß betonte der Re dner , daß niemand wünschen könne,
daß in Wien mit NaziverOrdnungen und Führererlässen neu ge¬
baut wird . Wir wollen auch auf diesem Gebiet österreichisches
Recht . Es ist unser aller Wunsch , Wien so rasch als möglich
wieder aufzubauen . Darum wird jeder der ein schönes , modernes,
kulturell hochstehendes und blühendes Wien will , für dieses
Gesetz stimmen . ( Lebhafter Beifall . )

Abg . .Schwaiger ( ÖVP ) kritisiert die Art , wie dieser
Gesetzentwarf zustande gekommen ist . Das Enteignungsgesetz
soll als eine Abänderung der Bauordnung beschlossene werden,
uiese gehöre aber in den Aufgabenbereich des Stadtrates für
die baupolizeilichen Angelegenheiten . Stadtrat Rohrhofer hat
sich aber geweigert , dieses Gesotz zu unterschreiben . Run sei
ein Gutachten der sehr willfährigen Magistratsdirektion einge¬
holt worden , nach dem das Enteignungsgesetz auch vom Stadtrat
für die allgemeinen Verwaltungsangelegenheiten behandelt wer¬
den könnte . Diese Art und Weise , Gesetz zu machen , sei ein
.tfaustschlag in das Gesicht der Demokratie . ( Zustimmung bei
der Volkspartei . )
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Die Volkspartei ist nicht gegen die Enteignung , sie . ,lehnt
eher volksdemokratische Methoden ab . Sie bejaht eine grosszügige
Stadtplanung , da verschiedene Korrekturen in Strassen - und Stadt-
bild unbedingt erforderlich sind . Wir lehnen , erklärt der Redner,
eine Enteignung , die ehrlich und redlich erworbenen Besitz kurzer¬
hand wegninnt , ab und sprechen den Grundtausch das Wort . Gerade
weil die Konnunistische Partei dieses Enteignungsgesetz so leb—
haxt begrüsst , wissen wir , dass es ein Schritt zur Volksdemokratie
ist . Wir aber wollen den Ruf der Stadt Wier ^ mhren , die/Letzte
Bastion vor der Volksdemokratie zu sein . ( Beifall bei der Volks¬
partei , )

In seinen Schlusswort verweist Stadtrat Afritsc h auf die
Geschäftseinteilung der Stadt Wien , nach der baurechtliehe Ange¬
legenheiten in die von ihn geführten Verwaltungsgruppen für All¬
gemeine Verwaltungsangelegenhciten fallen . Der Antrag zu diesen
Gesetz wurde von der Baudirektion gestellt . Die Städtebauer ver¬
langen seit zwei Jahren zur Realisierung ihrer Projekte ein mo¬
dernes und wirksames Enteignungsgesetz . Die Vergarg enheit zeigt,
eass man nie den bestehenden Gesetzen nicht ans kommt.

Wir haben nicht die Absicht , schliesst Stadtrat Afritsch,
grosse Enteignungen dui chzuführen , die ^ icht in Interesse des Wie¬
ner Städtebaues liegen . Die Enteignungsbestinnungen sind erfoder-
lieh , weil die Bebauungsnethed en der Vorkriegszeit für die heutige
Zeit nicht ausreichen . Deshalb beantrage er die Ablehnung des
Rückverweisungsantrages der ÖVP und die Annahne des Gesetzent¬
wurfes . ( Lebhafter Beifall bei den Sozialisten . )

Bei der Abstimmung wird nach Ablehnung des Rückverweisungs-
antrages Ing . Dr . Hengds und Genossen der Gesetzentwurf in erster
Lesung nit Mehrheit angenommen und gegen den Einspruch des Abg.
Br . Kresse auch in dritter Lesung zun Beschluss erhoben.

Präsident Marek dankt an Schlüsse der letzten Sitzung des
Wiener Landtages vor der Neuwahl allen Abgeordneten für die sachli¬
che Mitarbeit , die sie den Gesetzgebungswerk des Wiener Landtages
gewidmet haben . Aufgabe des Wiener Landtages ist es , sagt er , in Ra'
Üen und nach den Bestimmungen der auf föderativer Grundlage aufge -

L

Lauten Bundesverfassung die gesetzliche Basis für die Verwaltungler Stadt Wien zu schaffen . Dieser Aufgabe ist der Wiener Land¬
tag in seiner Legislaturperiode voll gerecht geworden.



22 . Juli 1949 " Rat laus -Korrespondenz Blatt 856

Durch einen BesetzestsSchluß hat er vorerst die
demokratische Verfassung der Stadt Wien wieder hergestellt
und damit die Voraussetzungen für den Wiederaufbau einer de¬
mokratischen Verwaltung geschaffene Durch das Verfassungs ge —
setz über die geänderten Grenzen zwischen Wien und Dieder-
Österreich hat er das Problem der Wiener RandgemoInden einer
gerechten Lösung sugeführt . Wenn es trotzdem drei Jahre nach
schlusSi . assung des u\ronzändv > r vngsgesetzes noch immer offen
ist , dann triff 0 die Schuld , weder dem Wiener Landtag noch
eine andere österreichische Behörde oder Körperschaft.

Durch dio Beschlussiassung von Stouergesetzen hat dei
Wiener Landtag die Legislatorsohcn '/orausso tzungen für oino
goordne te Finanzwirtschaft d tadt Wien und damit für die
Durchführung des grossen Aufbauwerkes geschaffcn ® Durch die

vorläufige Regelung der of icn viv . cüen Fürsorge , und Jugend wohl
fahrt hat der Landtag gesetzt -* che Vorsorge für die Erfüllung
der Fürsorgeaufgaben der Stadt Wien getroffen . Er hat in der
Landarbeit ^ Ordnung ein modernes Arbeitsrecht für die land¬
wirtschaftliche Arbeiterschaft Wiens geschaffen und in drei
Novellen zur Wiener Bauordnung dem Stadt bau amt die gesetz¬
liche - • Handhabe gegeben , um den geordneten Wiederaufbau , dio
Stadtplanung und den sozialen Wohnhausbau durchzuführen«

Der Landtag hat . wie Präsident Marek abschliessend
feststellt , die ihm gestellten Aufgaben erfüllt und kann mit
Genugtuung auf sein Werk zurüokbiicken . Dio Beratungen dieser
Körperschaft haben sich durch Sachlichkeit und ernste Mit¬
arbeit ausgezeichnet . Im Harr- - 3 Präsidiums dankt Präsident
Marek allen Mitglieder des Hauses für ihre ' sachliche Mit¬
arbeit und spricht auch den Beamten , len Stenographen und
den Journalisten den Dank aus , ( Lebhafter Beifall)

Schluss der Sitzung des Landtages.

Be
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Wiener GemeincLerat

Unnittelbar nach der Sitzung des Landtages trat der Wiener
Gemeinderat unter den Vorsitz des Bürgermeister Dr . h . c . Körner
zu einer kurzen Sitzung zusammen.

Die Kommunistische Eraktionhat zwei Anträge und zwei Anfragen
eingebracht . Sie betreffen die Mietzinse im Männerheim Hernals
in der Wurlitzeijgasse , die Elektrifizierungsarbeiten in der
Dr « Weigand — Siedlung in Essling , die VorSchreibung und Einhebung
von Grundsteuernachzahlungen für Siedlungshäuser sowie Tarifen—
nässigungen der städtischen Autobuslinien nach dem Kahlenberger
Dorf und der städtischen Autobuslinie nach S?i mannsdorf • Die Anfragen
und Anträge werden den Amtsführenden Stadträten der zuständigen
Verwaltungsgruppen zugewiesen.

Der Gemeinderat geht sodann in die Beratung eines Antrages
uin , der die Auflösung des Wiener GemeindCrates vor Ablauf der
Wahlperiode zum Gegenstand hat.

Berichterstatter Stadtrat Afritsch führt aus , dass die am
9 . Oktober 1949 stattfindende Wahl des Nationalrates die Erage auf¬
warf , ob die erst im nächsten Jahre fällige Wahl des Gemeinderates
nicht schon heuer zugleich mit der Nationalratswahl vorgenommen
werden solle . Diese Erage hat der Genoinderat als Landtag bereits
in bejahendem Sinne dadurch entschieden , dass er Gesetze , be¬
treffend die Vornahme der Wahl in den Gemeinderat im Jahre 1949,
beschlossen hat . Damit sind die gesetzlichen Voraussetzungen für
eine Wahl des Gemeinderates zugleich mit der diesjährigen National¬
ratswahl gegeben.

Gonass den Antrag des Berichterstatters beschliesst der Ge~
neinderat seine vorzeitige Auflösung . Dieser Beschluss tritt nit
ieu Tage in Wirksamkeit , an den das Gesetz , b etreffend die Vornahne
äer Wahl in den Gemeinderat in Jahre 1949 , in Kraft tritt.

Damit ist die Tagesordnung erschöpft.
Bürgermeister Dr . Körner ergreift das Wort zu folgender

^ chlussansprache s
Meine Damen und Herren!
Der Wiener Gemeinderat , der an 25 . November 1945 für die

Dauer von 5 Jahrengewählt worden ist , hat soeben seine Auflösung
esehlossen , damit -Beine Neuwahl zugleich mit der Neuwahl des Natio-
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nalrates erföligen kann . Es ist möglich , dass der G-emeinderat
in seiner jetzigen Zusammensetzung zur Erledigung wichtiger und

dringender VerwaJ - tungsakte noch Zusammentritt , doch drängt es
mich , angesichts dieses AuflosungsbeSchlusses mit einigen Wor¬
ten der Tätigkeit des ersten ■seit Wiedererrichtung der Republik
frei - gewählten Gemeinderates zu gedenken.

Nach 4- jähriger gemeinsamer , oft recht harter Arbeit tren¬
nen wir uns . Niemand weiss , ob er in den nächsten Gemeinderat
zurückkehren und hier seine Tätigkeit fortsetzen wird . Niemand
weiss , wie der neue Gemeinderat aussehen und welche Arbeit die¬
ser zu leisten haben wird.

Was Ihre Arbeit , Ihre Leistung anbelangt , die Sie in

schwierigen , oft aussichtlos scheinenden Lagen zu vollbringen
hatten , so glaube ich , sie verdient vollste Anerkennung und
den Dank der Bevölkerung von Wien.

Bedenken wir doch , wie es in Wien im Jahre 1945 ausge¬
sehen hat , als Sie nach den Novemberwählen im Dezember 1945 hier
in Hause Ihre Arbeit aufgenommen haben ? Die Stadt ein grosser
Trümmerhaufen , Hunderttausend Wohnungen teils zerstört , teils
schwerst beschädigt , zehntausende von Dächern abgetragen . East
eine Million Quadratmeter Fensterglas lag zersplittert in den
Strassen . Das Kanal - und Wasserleitungssysten an ungezählten
Stellen erheblich beschädigt . Keine Beleuchtung , kein Gas , kein
Fahrpark , keine Strassenbahn - alles erst nit dem wenigen Bau¬
material im Wiederaufbau . Keine Lebensmittel , ausser jene , die
wir von den alliierten Machten , anfangs in ganz unzureichendem
Masse , erhielten ! Schulen und Spitäler arg zerstört . Die Gefahren
des Hungers und der Begleiterscheinungen des Krieges , Typhus,
Epidemien drohend!

Und heute ? Bedarf es noch Worte , um den Unterschied
zum Bewusstsein zu bringen ? Welch ungeheurer Lebenswille des
Volkes von '/den hat diese Leistung des Wiederaufbaues vollbracht,
wenn sich auch in den vier Jahren Arbeit , anfangs gehemmt durch
den Mangel an Arbeitern und Material , nicht alles wiederher¬
stellen liess , was sieben Jahre Krieg physisch und moralisch
zerstört haben.
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Sio aber , sehr vorohrte Mitglieder des Gerneindorates,
waren hiebei dio Exponenten des Volkswillens . Sie haben in
steter Arbeit in den Ausschüssen und im Gemeindorat diesen
Willen des Volkes zum Ausdruck gebracht . Wir , die Gemeinde¬
verwaltung , haben uns bemüht , Ihren Willen in die Tat umzu¬
setzen.

loh gebe meiner Überzeugung Ausdruck, », wen » ich sage,dass Jeder Einzelne und Jode Partei immer nur daa ; Beste im
Interesse des Volkes gewollt und ehrlioh angestrebt hat.
Die politischen Auseinandersetzungen waren Jeweils der Ver¬
such , dio Ideale der Parteien dur -chzusotzen , was im Ganzen
doch die Demokratie , das Ergründen dos Volkswillens bedeutete

Als Bürgermeister und Vorsitzender des Gomeindorates
habe ich deshalb Ihnen allen , und wie ich fest annehme , im
Namen der Bevölkerung von Wien zu danken . Sie haben gute,
sachliche Arbeit unter schwierigen Verhältnissen geleistet
und können rückblickend darauf stolz soinl

Ich danko auch allen Beamten , Angestellten und Arbeitern
der gesamten Verwaltung und aller Betriebe , den Stenographen,der Pressestelle und den Journalisten.

Und ich danke noch persönlich dafür , dass Sie mich so
schonend behandelt und mir geholfen haben , gedeihliche
Arbeit zu leisten . Ich gesteh ehrlich , dass ich die Auflösung
des Gemeinderates als einen Abschied von Jedem von Ihnen und
der Gesamtheit des Gemeindorates etwas wehmütig empfinde.

Wir alle aber wollen dem künftigen neuen Gemeinderat
den ehrlichen Wunsch mit auf den Weg geben , dass er seine
Arboit zum 7/ohle des Volkes von Wien fortsetzon möge , viel¬
leicht schon in voller staatlicher Freiheit ! Vielleicht
aber findet auch er eine sehr schwierige Arbeit vor , wenn
auch in anderer Form.

Und so wünsche ich dem gesamten Volke von Wien und
Ihnen seinen freigewählten Vertretern , Glück für die Zu
kunftJ
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Die Gemeinderäte aller drei Parteien erheben sich von
den Sitzen und bereiten den Bürgermeister langanhaltende herz¬
liche Ovationen.

Für die drei Fraktionen begeben sich die GRe , Lötsch ( SPÖ ) ,
Dr . Kresse ( ÖVP ) und Lauscher ( KPÖ ) auf die Präsidentenestrade
und beglückwünschen den Bürgermeister unter dem andauernden
Händeklatschen der Mitglieder des Gemeinderates,

Die Sitzung wird um 14,50 Uhr geschlossen.

Untersuchung gegen einen Bezirksamtsleiter

Ein Wiener Mittagblatt brachte heute die Nachricht , dass
, der Leiter des Magistratischen Bezirksamtes IX , Obermagistrats¬

rat Dr . Friedrich Schwa rz , im Zusammenhang mit einer Bestechungs¬
affäre , über die schon vor Wochen die Zeitungen berichteten,
pensioniert wurde . Dieser Begriff ist unrichtig * Gegen Dr * Schwarz
ist ein Disziplinarverfahren eingeleitet * Er wurde vom Dienste
enthoben . Das Disziplinarverfahren ruht bis zur strafgerlxätlicl i
Erledigung der Angelegenheit.

Zwei Gleichenfeier jenseits der Donau

Wenige Minuten nach der Annahme des Enteignungsgesetzes
durch den Wiener Landtag begab sich Bürgermeister Dr * h,c „ Körner
heute nachmittag nach Floridsdorf , wo er mit den Arbeitern

~
di 7

~

Lachgleiche der neuen städtischen Wohnhausanlage Schäffergasse-
Kinzerplatz feiern konnte.

Nach der Begrüssungsansprache des Floridsdorfer Bezirksvor¬
stehers Theumer , der vor der zahlreich versammelten Bevölkerungdas unerfreuliche Bild der gegenwärtigen Wohnungsnot seines
Bezirkes schilderte , ergriff der Bürgermeister das Wort . Er be¬
fasste sich unter anderem auch mit der Bedeutung des sozialen
Wohnhausbaues , den die Stadt Wien ins Augu gefasst hat , und zum
Teil auch schon zu verwirklichen beginnt . Er erklärte , dass
70 Prozent der Wiener Familien in Häusern wohnen , die vor 1918al ° •Produkt einer zügellosen Grundstück - und TL. et zins Spekulation
entstanden sind . Dass solche Wohnungen nicht mehr gebaut werden
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dürfen , ist ein Verdienst der jetzigen Stadtverwaltung , die
über diese baupolizeilichen Einschränkungen hinaus , als grösster
Bauherr Wiens sich den Aufbau einer gesunden Stadt zur ersten
Aufgabe gemacht hat.

Der Bürgermeister dankte den Arbeitern und Bautechnikern
auch in Banen des verhinderten Stadtrates Novy für den raschen
Aufbau dieser Wohnbausanlgen und gab seiner Überzeugung Ausdruck,
dass dieser Bau mit seinen 32 modernen Wohnungen und zwei Ge - '

schäftslokalen noch in November dem Wohnungsamt übergeben werden
wird.

Von Floridsdorf begab sich der Bürgermeister in die Donau¬
stadt , wo ihn die festlich geschmückte Baustelle des Gänsehäufei-
Strandbades erwartete . Auch hier sind die Arbeiten bis zur Dach¬
gleiche gediehen.

Nach der Begrüssung durch die Vertreter der Bauarbeiter und
der ausführenden Baufirmen sprach auch hier der Bürgermeister.
Er gab seiner Freude Ausdruck , dass das Gänsehäufel , der Lieb¬
lingsort der Wiener , fast bis zur Hälfte schon unter Dach steht.
Er verkündete , dass die Stadtverwaltung fest entschlossen ist,
das ganze Projekt bis zum Sommer 1950 aufzubauen . " Das wir es
fertig bringen werden " sagte er , " garantieren uns unsere Bauar¬
beiter und die Bautechniker mit ihren modernen Baumethoden , die
wir in dieser Anlage bewundern können . Wir können uns heute
herzlich freuen , wenn wir mit der neuen Wohnhausanlage auch einen
Teil des grössten Bades Wiens vor uns stehen sehen . Wir danken

den namen-
aber nicht nur den Arbeitern , sondern allen Wienern,
losen Steuerträgern , die durch ihr Vertrauen in die

’

Stadtver¬
waltung den Aufbau solcher Projekte ermöglichen . "

Anschliessend unternahm der Bürgermeister , begleitet von
Stadtrat Eesch , Stadtbaudirektor Dipl . Ing. Gundac kel

'

und den
leitenden Beamten der Magistratsabteilungen einen Rundgang durchie Objekte cies 1 . Bauloses , mit einem ^

assungsraum für 9 . 000
Badegäste.
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